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ANALYSEN UND BERICHTE

AGRARPOLITIK

Politikverhalten in der westdeutschen Agrarpolitil<
Eine sektorale Anwendung der Ökonomischen Theorie der Politik

Helmut Bujard, Köln

Bei ökonomischen Analysen wird in der Regel die allgemeine Politik weitgehend in den Datenkranz verwie­
sen und der Politiker selbst gar nicht erwähnt. Sollte er doch einmal angesprochen werden, so wird ihm 
stillschweigend das Streben nach Gemeinwohl unterstellt oder attestiert, daß eine bestimmte Politik „eine 
Lösung im Sinne des Bestmöglichen“' sein könne. Dies istjedoch eine idealisierende Betrachtungsweise-  
wie Professor Bujard bei einer Analyse der westdeutschen Agrarpolitik unter Anwendung der „ökonomi­
schen Theorie der Politik“ zeigt.

Die „Ökonomische Theorie der Politik“ versucht, 
„Denkweise und Instrumentarium der modernen 

Wirtschaftstheorie auf politische Prozesse“ anzuwen­
den bzw. sich um die „Integration der traditionellen Be­
reiche der Wirtschaft und der Politik" zu bemühend Sie 
sieht den Politiker dabei als Angehörigen eines Berufs­
standes mit eigenen Interessen und eigenen Zielen, die 
mit denen der Gesellschaft oder des Staates nicht dek- 
kungsgleich sein müssen oder sein können. Nicht zu­
letzt um die Ziele Macht, Prestige und Einkommen^ zu 
erreichen, bemühen sich demokratische Politiker dar­
um, durch Wahlerfolge Mandate oder Ämter zu über­
nehmen'*.

Die Wähler entscheiden sich nach dieser Theorie vor 
allem aufgrund „der durchgeführten Politik oder der dar­
gebotenen Programme“^  denn sie vergleichen vor der 
Stimmenabgabe das erwartete Nutzeneinkommen für 
den Fall, daß die Regierungspartei weiterregiert, mit 
dem bei einer Regierung durch die bisherige Opposi­
tion. Dies bedeutet für den Wähler, daß er den zu erwar­
tenden Nutzen aus einer Vielzahl von Faktoren, unter 
denen sich auch ökonomische befinden, ableitet.

Eine Regierung schließlich, die vor der Aufgabe steht, 
eine Wahl zu gewinnen, wird insbesondere zur Wahlzeit

Prof. Dr. Helmut Bujard, 41, lehrt Volkswirtschaft, 
insbesondere Wirtschaftspolitik, an der Fach­
hochschule Köln.

die wirtschaftliche Umwelt der Wähler zu verbessern 
trachten. Dies dürfte für die Wirtschaftspolitik weiterrei­
chende Konsequenzen haben und wird des öfteren em­
pirisch analysiert. Bei den empirischen Tests geht man 
in der Regel von stark aggregierten gesamtwirtschaftli­
chen Modellen aus, wobei die Wirtschaftspolitik häufig 
weniger an ihrem Instrumenteneinsatz als an ihren Er­
gebnissen gemessen wird.

Diese Arbeit versucht dagegen, das Politikverhalten 
auf einem niedrigeren Aggregationsniveau, nämlich 
dem eines Sektors, und anhand des Instrumentenein­
satzes direkt zu analysieren®. Als Sektor wurde der 
Agrarsektor gewählt, weil er unter ständigem und be-

’ K.-H. H a n s m e y e r :  Finanzielle Staatshilfen für die Landwirt­
schaft. Zur Theorie einer sektoralen Finanzpolitik, Tübingen 1963, 
S. 10.

^ B. 8 . F r e y :  Entwicklung und Stand der Neuen Politischen Ökono­
mie, in: Politische Ökonomie des W ohlfahrtsstaates, hrsg. von H. P, 
W  i d m a I e r , Frankfurt'M . 1974, S. 30.

 ̂ Vgl. A. D o w n s :  ökonom ische Theorie der Demokratie, Tübingen 
1 9 6 8 ,5 .2 8 .

‘  „S ie  müssen ja nicht w iedergewählt werden, aber w ir." Josef E r 11. 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, vor Agrar­
wissenschaftlern, nach: Frankfurter A llgemeine Zeitung Nr. 136 vom 15. 
6 .1 9 7 9 ,8 .1 4 .

 ̂ R. D i n k e l :  DerZusam m enhang zwischen der ökonomischen und 
politischen Entwicklung in einer Demokratie -  Eine Untersuchung mit 
Hilfe der ökonom ischen Theorie der Politik, Berlin 1977, S. 102.

® Letzteres entspricht e iner Fordenjng von Freyer und W idmaier: „Eine 
genauere Analyse der betriebenen W irtschaftspolitik müßte an den d i­
rekten Indikatoren der S taa tsaktiv itä t. . .  ansetzen." W. F r e y e r ,  H. 
P. W i d m a i e r :  Zur Kritik wahlpolitischer Erklärungsversuche der 
W irtschaftspolitik, in: Jahrbuch für Sozialwissenschaft, 1979, Heft 2, 
S. 170.
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AGRARPOLITIK

Stimmendem Einfluß der Politiker steht und daher be­
sonders geeignet erscheint, Politikerverhalten widerzu­
spiegeln.

Das theoretische Modell

Im Verlauf von volkswirtschaftlichen Wachstumspro­
zessen führen vielfältige Strukturveränderungen dazu, 
daß einige Wirtschaftszweige schneller, andere dage­
gen langsamer wachsen als die Gesamtwirtschaft. In 
den strukturschwachen Bereichen steigen die Löhne 
unterdurchschnittlich, die Arbeitsplätze sind unsicher 
und das eingesetzte Kapital ist gefährdet.

Nach der ökonomischen Theorie der Politik sind die 
Politiker nun bemüht, Maßnahmen zur Verbesserung 
dieser Situation zu ergreifen und dadurch die Populari­
tät ihrer Parteien zu steigern. Sie werden die unter­
durchschnittlich wachsenden Wirtschaftszweige nach, 
dem Grad ihrer Bedrohung und nach der Größe des 
Wählerpotentials in eine Rangfolge bringen und mit ab­
nehmender Intensität durch die staatliche Wirtschafts­
politik fördern^. Dies wird ausdrücklich auch für die 
Landwirtschaft unterstellt®, die sich in dem Selbstver­
ständnis der Landwirte seit Generationen als notleidend 
s ie h t-  eine Ansicht, der das Agrargesetz der Bundesre­
publik Deutschland von 1955 entgegengekommen ist.

Das allgemeine theoretische Modell der Ökonomi­
schen Theorie der Politik kann damit weitgehend für den 
Agrarsektor übernommen werden; Die Politiker haben 
das Ziel, durch Wahlerfolge Macht zu erlangen. Die 
Agrarbevölkerung, die wirtschaftlich von einem unter­
durchschnittlich wachsenden Wirtschaftszweig ab­
hängt, stellt einen in seiner Bedeutung zwar rückläufi­
gen, aber in weiten Regionen der Bundesrepublik doch 
noch wichtigen Faktor in den Überlegungen der Wahl­
strategen dar. Wenn das Wählerverhalten im allgemei­
nen durch die Nutzenabwägung vor dem Hintergrund 
der Wirtschaftslage beeinflußbar ist, so liegt es für die 
Politiker nahe, die Wirtschaftslage der mit der Landwirt­
schaft verbundenen Bevölkerung generell, aber auch 
speziell zum Wahltermin hin zu verbessern®.

Die Testmethode

Um die allgemeine Hypothese einer verstärkten wirt­
schaftspolitischen Förderung in Wahlzeiten testen zu 
können, werden Variablen benötigt,

□  die Instrumentenvariablen der Regierung sind,

□  die nur oder überwiegend sektoral wirken und

□  die den Angehörigen eines Sektors eine Vorzugs­
stellung im Wirtschaftsprozeß gegenüber denen ande­
rer Sektoren einräumen.

Die Formulierung des dritten Kriteriums lehnt sich an 
den Begriff der Rente'® an, da auf diese Weise sowohl 
Subventionen an Betriebe als auch Transferzahlungen 
an Haushalte bzw. sonstige wirtschaftspolitische Maß­
nahmen wie beispielsweise Steuerverzicht oder staat­
lich garantierte Mindestpreise berücksichtigt sind.

Die Variablen schlagen sich in Zeitreihen nieder. 
Nach deren Trendbereinigung durch einen gleitenden 
Fünf-Perioden-Durchschnitt dienen die relativen Abwei­
chungen der empirischen Werte vom T rend" vor dem 
Hintergrund der Bundestagswahlen der Beurteilung des 
Politikerverhaltens.

Bei der Betrachtung dieser Reihen muß man den Ni­
veauaspekt von dem der Veränderung trennen. Ist eine 
Abweichung größer als Null, so übertrifft der entspre­
chende Ursprungswert den mittelfristigen Durchschnitt 
(Trend), ist sie kleiner als Null, so erreicht er ihn nichL 
Die Steigung der Reihe gibt dagegen einen Hinweis auf 
die Höhe der Veränderungsraten. Ist die Steigung posi­
tiv, so ist der relative Anstieg der Werte größer als der 
des Trends. Bei negativer Steigung liegt die Verände­
rungsrate des Wertes unter der des Trends.

Preispolitik Im Wahlzyklus

Erster Indikator für das Politikerverhalten ist die 
Agrarpreispolitik der Bundesregierung, gemessen am 
Index der landwirtschaftlichen Erzeugerpreise. Dabei 
ist folgendes zu berücksichtigen: Der Agrarsektor kann 
erst ab Mitte der 50er Jahre als unterstützungsbedürftig 
angesehen werden, und erst ab dieser Zeit ist das Test­
verfahren sinnvoll.

In den Hungerjahren nach dem Krieg und in den frü­
hen 50er Jahren dürfte es den westdeutschen Landwir­
ten nicht schlechter gegangen sein als der übrigen Be­
völkerung. Aber schon 1954 brachten die Regierungs­
parteien Initiativgesetzentwürfe (BT Drs. 2/405 vom 31. 
3. und 2/448 vom 8 .4 .) im Bundestag ein, die der Land-

^ Vgl. z. B. P. B e r n h o I z : Grundlagen der Politischen Ökonomie,
3. Bd., Kapitalistische und sozialistische Marktwirtschaft, Tübingen 
1979, S, 173 f.

® Vgl. e b e n d a ,  8 .1 7 3 .

° Braun formuliert ebenfalls, gestützt auf die Ökonomische Theorie der 
Politik, ein Modell der „Agrarpolitik in der Dem okratie“ (S. 62-74), be­
zieht aber bei seinen Hypothesen (S. 73 f.) d ie W ahlterm ine nicht ein, 
obwohl e r an anderer 8 te lle  darauf hinweist, daß die Parteienkonkur­
renz kurz vor den W ahlen ihren Höhepunkt findet (8 . 35 f.). Vgl. G. 
B r a u n :  Die Rolle der W irtschaftsverbände im agrarpolitischen Ent­
scheidungsprozeß der Europäischen W irtschaftsgemeinschaft, Berlin 
1972.

„ . . .  'R ente ' (bedeutet) jedes Einkommen, das von einem W irt­
schaftssubjekt infolge einer Vorzugsstellung im Wirtschaftsprozeß vor 
seinen Konkurrenten enworben w ird." G. 8 t a v e n h a g e n :  Artikel 
Rente, in: HdSW, Bd. 8, S. 802.

"  Zur Methode vgl. G. J. T i c h y :  K on junkturschw ankungen-Theo­
rie, Messung, Prognose, Heidelberg 1976, 8 . 48 f.
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Wirtschaft ein Paritätseinkommen sichern sollten. Mitte 
1955 wurde schließlich das Landwirtschaftsgesetz ver­
abschiedet und am 5. September 1955 in Kraft gesetzt. 
Dieses Gesetz schreibt der Bundesregierung vor, jähr­
lich über die Lage der Landwirtschaft zu berichten und 
Maßnahmen zu nennen, mit denen „der Landwirtschaft 
die Teilnahme an der fortschreitenden Entwicklung der 
deutschen Volkswirtschaft“ ’  ̂gesichert werden soll.

Während der Beginn des Testzeitraumes nur in einer 
Bandbreite angegeben werden kann, in der der Agrar­
sektor im Bewußtsein der Politiker als strukturschwach 
(........ naturbedingte und wirtschaftliche Nachteile ge­
genüber anderen Wirtschaftsbereichen . .  akzep­
tiert wird, ist der Endzeitpunkt eindeutig bestimmt. Seit 
der Getreidepreisentscheidung der EWG zum 1. Juli 
1967 verlagerte sich nämlich die Verantwortung fü rd ie  
Preispolitik schrittweise von der Bundesregierung zum 
Ministerrat der Gemeinschaft. Damit ist die erste Bedin­
gung nicht mehr erfüllt.

Daß die Agrarpreispolitik nur oder überwiegend sek­
toral wirkt, bedarf wohl keiner weiteren Diskussion. Was 
die dritte Bedingung anbelangt, so stellte damals das 
Festpreissystem für Getreide und Zucker mit dem ent­
sprechenden Schutz an der Grenze und die nicht ganz 
so ausgeprägte Protektion der Veredlungserzeugnisse 
eine Vorzugsstellung dar, die anderen Sektoren nicht 
oder nicht in diesem Umfang eingeräumt wurde.

Das Schaubild 1 zeigt den Verlauf des Preisindex der 
Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Produkte trend- 
und saisonbereinigt'“ vom 3. Vierteljahr 1948 bis zum 4. 
Vierteljahr 1969 unter Berücksichtigung der methodisch 
bedingten Informationsverluste am Anfang und am En­
de der Reihe. Der Analysezeitraum ist von der Schraffur 
freigehalten.

Für die Wahljahre 1957, 1961 und 1965 lassen sich 
zwei gemeinsame Aussagen machen;

□  Im 3. Vierteljahr, an dessen Ende jeweils die Wahl­
termine lagen, übertrifft der absolute Wert des Preis­
index den entsprechenden mittelfristigen Durchschnitt.

□  Im 2. und 3. Vierteljahr steigt der Preisindex schnel­
ler als der Trend.

Betrachtet man die drei Wahljahre zusammen und bil­
det man für jedes Vierteljahr einen Durchschnittswert 
der Abweichungen vom Trend, so erhält man folgenden 
Zyklus;

1. Vierteljahr 2. Vierteljahr 3. Vierteljahr 4. Vierteljahr 
- 1 , 8  + 0 ,1  + 1 ,5  + 0 ,4

Interpretation

Dies läßt sich wie folgt interpretieren; Agrarpreisan­
hebungen stellen ein Kollektivgut dar, dessen Zuteilung 
eine kleine Gruppe merklich besserstellt, indem eine

Landwirtschaflsgesetz vom 5. September 1955 (BGBl. I S. 565; 
BGBl. Ill S. 780-1), § 1 .

E b e n d a .

Saisonbereinigung; Rheinisch-W estfälisches Institut für W irtschafts­
forschung (RWI). Stützbereiche: 3. Vj. 1 9 4 8 -4 . Vj. 1957, 1. Vj. 1 9 5 6 -
4. Vj.1963, 1. Vj. 1 9 6 2 -4 . Vj. 1969.

Schaubild 1
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große Gmppe -  die Verbraucher -  nahezu unmerkiich 
belastet wird. Dabei gehen die Agrarpolitiker in der Wei­
se vor, daß sie zunächst gegen Ende des Vorwahljahres 
die saisonbereinigten Agrarpreise absinken lassen. 
Diese liegen daher im 1. Vierteljahr des Wahljahres fast 
2 % unter dem mittelfristigen Trend. Mit dem Heranrük- 
ken des Wahltages wird diese Situation grundlegend 
geändert. Schon im 2. Vierteljahr übertrifft die Preisent­
wicklung den Trend. Im 3. Vierteljahr, d. h. also in den 
Monaten Juli/August/September, steigen die Preise um 
1 ,5%  über den mittelfristigen Trend. Da erst etwa 
sechs Wochen nach Ablauf eines Monats die Preisindi­
zes bekannt werden und die Wahlen im September (15., 
17., 19.) stattfanden, war eine weitere Preisverbesse­
rung aus wahltaktischen Gründen überflüssig. Dies 
dürfte erklären, warum im 4. Vierteljahr die landwirt­
schaftlichen Erzeugerpreise wieder fast auf den mittel­
fristigen Trend zurückfielen (+  0,4 %).

Diese wahlbezogene Preispolitik läßt sich natürlich 
auch auf verschiedenen Agrarmärkten nachweisen. So 
wurde beispielsweise der Zuckerrübenpreis zwischen 
1952 und 1968 zweimal, und zwar beide Male in Wahl­
jahren, erhöht; 1957 von 6,50 auf 6,75 DM je 100 kg und 
am 23 .2 .1965  rückwirkend für 1964 von 6,75 auf 7,25 
DM je 100 kg’®.

Diese Feststellung und die obige Analyse dürfen nun 
aber nicht so verstanden werden, als ob behauptet wür­
de, lediglich in Wahljahren seien Agrarpreise angeho­
ben worden. Selbstverständlich wurden jährlich unter­
schiedlich viele Agrarpreise geändert, d. h. in der Regel 
heraufgesetzt. Der aufgezeigte Effekt deutet lediglich 
darauf hin, daß die Politiker in Wahljahren marktindu­
zierte Preisschwankungen durch häufigere und/oder 
stärkere Agrarpreisanhebungen als in anderen Jahren 
weitgehend ausschalteten, um auf diese Weise das 
wirtschaftspolitische Umfeld im Agrarsektor zugunsten 
der Regierungspartei(en) zu gestalten.

Die gleiche Zielsetzung dürfte schließlich der Agrar­
preisgestaltung in den Wahljahren 1949 und 1953 zu- 
gmnde gelegen haben. Damals aber galt die i^ndw irt- 
schaft als belastbar, und die Wähler in ihrer Eigenschaft 
als Konsumenten sollten zur Wahlzeit begünstigt wer­
den. So paßt sich der Preisrückgang vom 1. bis 3. Vier­
teljahr in den genannten Jahren und die Preisanhebung 
nach der Wahl im 4. Vierteljahr in die Argumentation ein.

Finanzpolitische Agrarförderung im Wahlzykfus

Die wahlzyklische Gestaltung der landwirtschaftli­
chen Erzeugerpreise hat aus zwei Gründen lediglich hi­
storischen Charakter. Zum einen ist infolge des Integra­
tionsprozesses im Rahmen des Gemeinsamen Marktes

WIRTSCHAFTSDIENST 1982A/I11

der deutschen Bundesregierung ebenso wie den übri­
gen Kabinetten der Mitgliedsländer die Agrarpreispolitik 
entwunden worden. (Für die Abwertungsländer hat die­
ser Satz nur mit Einschränkungen Gültigkeit.) Zum an­
deren ist etwa seit Anfang der 60er Jahre eine Verschie­
bung der Gewichte von der direkten preispolitischen zur 
budgetwirksamen Agrarförderung eingetreten’ ®. Soll al­
so die Theorie vom wahlzyklisch bestimmten Politiker­
verhalten auch für die heutige Form der Agrarförderung 
belegt werden, so muß die finanzpolitische Agrarförde- 
rung analysiert werden.

Unter finanzpolitischer Agrarförderung wurden drei 
Bündel von Begünstigungen zugunsten der Landwirt­
schaft durch die Bundesregierung zusammengefaßt: 
die Finanzhilfen und die Steuervergünstigungen in der 
Abgrenzung des 8. Subventionsberichts und die Ausga­
ben für die landwirtschaftliche Sozialpolitik.

Zu den Finanzhilfen zählen beispielsweise die Gasöl­
verbilligung (1980: 675,5 Mill. DM) oder die einzelbe­
triebliche Förderung (307,7 Mill. DM), während die 
Steuervergünstigungen u. a. die geschätzten Minder­
einnahmen aus der Ermittlung des Gewinns aus Land- 
und Forstwirtschaft nach Durchschnittssätzen (1980: 
510 Mill. DM -  jeweils nur der Bund) enthalten’ ^  Bei den 
Ausgaben für die landwirtschaftliche Sozialpolitik han­
delt es sich z. B. um die Bundesmittel für die Altershilfe 
(1980: 1985,0 Mill. DM) oder um die Bundesmittel zur 
Krankenversicherung der Landwirte (881,3 Mill. DM). 
Da die Sozialausgaben in den Finanzhilfen der Subven­
tionsberichte zum Teil enthalten sind, wurden die be­
rücksichtigten Ausgaben herausgerechnet.

Die Rnanzhilfen, der Steuerverzicht und die landwirt­
schaftlichen Sozialausgaben sind Instrumentenvaria­
blen der Bundesregierung, sie kommen nahezu aus­
schließlich dem Agrarsektor zugute, und nicht nurdie R- 
nanzhilfen und der Steuerverzicht, sondem auch der 
größte Teil der Ausgaben für die landwirtschaftliche So­
zialpolitik sichem eine Vorzugsstellung des Agrarsek­
tors. Für die Alterssicherung zum Beispiel belegt das 
folgendes Urteil; es handle sich um eine „ . . .  sehr ein­
kommenswirksame sozialrechtliche Bevorzugung ei­
nes Bemfsstandes gegenüber anderen Bevölkerungs-

Vgl. Verein der Zuckerindustrie: Statistisches Tabellenbuch, Teil 1, 
b is 1959/60, Hantxjver o. J „  8 .1 3 1 . und Teil 2 ,1960/61 b is  1969/70, 
Hannover 1970, S. 106.

Vgl. G. S c h m i t t ;  Entwicklung, Struktur und Determinanten der 
finanzpolitischen Agrarförderung, in: Schritten der G E W IS O LA  Bd. XV. 
hrsg. von G. S c h m i t t .  H.  S t e i n h ä u s e r :  Planung, Durchfüh­
rung und Kontrolle der Rnanzierung von Landwirtschaft und Agrarpoli­
tik, M ünchen 1978. S. 7.

”  Der Steuerverzicht dürfte stark unterschätzt sein. Vgl. z. B. Kommis­
sion zur Begutachtung der Einkommenst>esteuerung der Larxlw irt- 
schaft: Gutachten zur E inkom mensbesteuerung der Landwirtschaft, 
Schriftenreihe des BMF, Heft 24, Bonn 1978, S. 30-38.
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Durch den Bund getragene Begünstigung der 
Landwirtschaft 1966 bis 1982

(in Mill. DM)

Jahr

Finanzhilfen u. 
S teuerm inderein­
nahmen ohne Idw. 
Sozialausgaben

Ausgaben für 
die landwirt­
schaftliche 

Sozialpolitik

1966
1967

1968
1969

1970
1971
1972

1973
1974

1975
1976
1977

1978
1979
1980

1981
1982

3 069
2 945
3 676
2 576
4 534 
4 441

3 957 

3 980 
3 447 

3 619 

3 729 
3 473 
3 330 

3 250 
3 051 
2 165 
2 001

730 
712 
728 
842 

860 
1 134 

838
1 902

2 389 

2 551 
2 7 1 8
2 893

3 136 
3 330 
3 511 
3 723 
3 643

Begünstigung
insgesamt

3 799
3 657
4 404 

3 4 1 8
5 394 

5 575

4 795
5 882
5 836

6 170 
6 447 

6 366 
6 466 

6 580 
6 562 
5 888 
5 644

1966 bis 1980 Istzahlen, 1981 Sollzahlen, 1982 Reg.-Entwurf. 
Q u e l l e :  Subventionsberichte der Bundesregierung und Haushalts­
pläne für das BML sowie Mitteilung des BMF.

gruppen. . Dabei  ist noch unberücksichtigt, daß die 
Ausgaben für die landwirtschaftliche Sozialpolitik (Al­
tershilfe, Unfallversicherung, Landabgabenrente, 
Nachentrichtungszuschläge, Krankenversicherung) ja

weit überwiegend zugunsten einer Bevölkerungsgrup­
pe mit hohem Vermögen eingesetzt werden.

Die harmonisierten Reihen der Finanzhilfen und 
Steuervergünstigungen des Bundes im 8. Subventions­
bericht geben für die Jahre 1966 bis 1980 die Istzahlen, 
für 1981 die Sollzahlen und für 1982 die Angaben des 
Regierungsentwurfs für den Haushalt 1982 wieder. Ent­
sprechend wurden die Ausgaben für die landwirtschaft­
liche Sozialpolitik ergänzt. In der Tabelle sind die Werte 
zusammengestellt, die der weiteren Analyse zugrunde 
liegen. Da wegen der Trendbereinigung der aggregier­
ten Reihe je zwei Werte wegfallen, reicht der gesicherte 
Testzeitraum von 1968 bis 1980. Der Wert für 1981 wur­
de zu einem Fünftel geschätzt.

Interpretation
Den Verlauf der ausgewählten Testreihe der finanz­

politischen Agrarförderung in Abweichungen vom 
Trend gibt das Schaubild 2 wieder. Danach zerfällt der 
Untersuchungszeitraum in zwei Abschnitte mit sehr un­
terschiedlicher Entwicklung. Während die Wahljahre 
1969 und 1972 durch Minima gekennzeichnet und die 
Amplituden sehr ausgeprägt sind, verläuft die Reihe an­
schließend mit sehr gedämpften Schwingungen, deren 
Maxima in die Wahljahre 1976 und 1980 fallen.

K. H a g e d o r n ,  G.  S c h m i t t :  Ein Vorschlag zur Reform der 
Alterssicherung für Landwirte in der Bundesrepublik Deutschland, W or­
king Paper No. 42, Institut für Agrarökonom ie der Universität Götlingen, 
Götlingen 1978, S. 20.

Schaubild 2

Begünstigung der Landwirtschaft und Gewinnentwicklung der Vollerwerbsbetriebe 1968 bis 1981
(Abweichungen vom Trend in %)
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Q u e l l e :  Vgl. Text.

382 WIRTSGHAFTSDIENST 1982A/III



AGRARPOLITIK

Dieses auf den ersten Blick äußerst widersprüchliche 
Bild läßt sich einleuchtend interpretieren, wenn man es 
vor dem Hintergrund der Entwicklung der Gewinne der 
landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebe betrachtet 
(vgl. Schaubild 2)’®. Hier zeigt sich nämlich, daß die Ge­
winne in Abweichungen vom Trend in den Wahljahren 
1969 (+  2,3 %) und 1972A73 (+  10,9 %) über und in 
den Wahljahren 1976/77 ( - 6 . 6 % )  und 1980/81 
( -  10,4 %) unter dem Durchschnitt lagen. Dies könnte 
man wie folgt erklären:

War mit einer überdurchschnittlichen Gewinnent­
wicklung zu rechnen, so weiteten die Politiker die Be­
günstigung mit unterdurchschnittlicher Wachstumsrate 
aus, war dagegen wie 1976 und 1980 eine unterdurch­
schnittliche Gewinnentwicklung zu erwarten, so wurde 
versucht, diese durch eine überdurchschnittliche Aus­
weitung der finanzpolitischen Agrarförderung abzu­
schwächen. Die günstige Gewinnentwicklung von 
1971/72 und 1972/73 erforderte daher für die Wahl im 
Anschluß an die verkürzte Legislaturperiode 1969 bis 
1972 keinen besonderen Handlungsbedarf der Agrar­
politik, der wegen des überraschend und kurzfristig zu 
führenden Wahlkampfes auch kaum hätte gedeckt wer­
den können.

Dies legt den Schluß nahe, daß die Agrarpolitiker die 
finanzpolitische Agrarförderung -  ebenso wie in den 
Jahren davor die Erzeugerpreisgestaltung -  unter 
Wahlgesichtspunkten gestalten.

Zusammenfassung und Schlußfolgerungen

Ein wesentliches Ziel demokratischer Politiker ist die 
Machtgewinnung durch Wahlen. Die Wähler versu­
chen, die Wahlentscheidungen dadurch rational zu ge­
stalten, daß sie den Nutzen der Politik der jetzigen Re­
gierung für sich dem möglichen Nutzen aus der Politik 
der Opposition gegenüberstellen. Dem tragen die Politi­
ker dadurch Rechnung, daß sie sich bemühen, die mei­
nungsbildenden Faktoren der Wähler im Umfeld der 
Wahl möglichst günstig erscheinen zu lassen.

Bei dem Kampf um die Wählerstimmen bemühen sich 
die Politiker um möglichst alle Gruppen der Gesellschaft 
und insbesondere um solche, die von einem wirtschaftli­
chen Umstrukturierungsprozeß betroffen sind, so z. B. 
auch um die Agrarwähler. Die wirtschaftliche Lage die­
ses Teils der Bevölkerung wird zur Wahl hin verbessert, 
um möglichst viele Agranwähler zu veranlassen, den 
Nutzen der Regierungsparteien höher einzuschätzen 
und sie zu wählen bzw. um wenigstens möglichst viele 
traditionelle Oppositionswähler zur Stimmenenthaltung 
zu veranlassen. Für den Zeitraum von der Entstehung
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des Landwirtschaftsgesetzes (1954/55) bis in die erste 
Hälfte der 60er Jahre hat sich diese Hypothese des Poli­
tikerverhaltens in der Agrarpolitik für die Bundesrepu­
blik Deutschland, gemessen an der Preispolitik, be­
währt. Dies gilt ebenso für Teile der finanzpolitischen 
Agrarförderung für die Jahre 1968 bis 1981.

Dieses sektorale Politikerverhalten könnte demnach 
Behauptungen der ökonomischen Theorie der Politik 
bestätigen helfen und ihre gesamtwirtschaftlichen Aus­
sagen von einem niedrigeren Aggregationsniveau her 
stützen.

Allerdings darf man nicht übersehen, daß wegen der 
geringen Zahl der Wahltermine Signifikanztests nicht 
durchgeführt werden konnten. Daneben ist es eine offe­
ne Frage, inwieweit die Indikatoren die Maßnahmen der 
Politiker zur Begünstigung einer Gruppe widerspiegeln 
können. Die Instrumente sind zahlreich und werden in 
vielfältiger Weise und in mannigfacher Kombination mit 
von Wahl zu Wahl wechselnden Schwerpunkten einge­
setzt. Diese Vielfalt der Möglichkeiten erschwert bzw. 
verhindert einen eindeutigen Nachweis. Schließlich 
bleibt die Frage offen, ob die Gewinnschätzungen für 
das Wahl(-Wirtschafts-)Jahr so frühzeitig vorliegen, daß 
eine Reaktion noch vor der Wahl möglich ist. Die theore­
tische Basis und die empirischen Ergebnisse werden 
daher wie in den gesamtwirtschaftlichen Analysen strit­
tig bleiben^®.

Die von Schmitt angesprochene Dichotomie zwi­
schen verbandspolitischer und rein ökonomischer Er­
klärungshypothese des Politikerverhaltens in der Agrar­
politik^’ wird durch diese Untersuchung bestätigt, wenn 
man davon ausgeht, daß der verbandspolitische Einfluß 
zu Wahlzeiten am größten ist, weil die Politiker ihm in 
dieser Zeit am ehesten erliegen. So wechseln sich wahl­
taktisch geprägte Phasen der Agrarpolitik mit solchen 
ab, in denen die ökonomischen Gesichtspunkte über­
wiegen.

Eine weitere Kompetenzverlagerung von den natio­
nalen zu den gemeinschaftlichen Entscheidungsinstan­
zen dürfte den nationalen wahlzyklischen Instrumen­
teneinsatz reduzieren. Das Zögern vieler Regierungen, 
den Europäischen Gemeinschaften weitere Rechte zu 
übertragen, ist insoweit rational, als sie damit wahltak­
tisch wichtige -  bzw. als wichtig angesehene -  Instru­
mente aus der Hand geben würden.

Die Gewinne der landwirtschafilichen Vollenwerbsbetriebe liegen 
erst ab 1968/69 vor. Die W erte für 1966/67 wurden daher mit Hilfe der 
Veränderungsraten des Betriebseinkommens geschätzt.

”  Vgl. w. F r e y e r :  Konjunkturpolitik als W ahlpolitik?, in: Konjunk­
turpolitik, 26. Jg. (1980), H. 5, S. 245-276.

G. S c h m i t t :  a.  a.  O. ,  S. 11.
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